
 

 

Übereinkommen des Europarats zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen 
Frauen und häuslicher Gewalt (Istanbul-Konvention): Vernehmlassung 

Sehr geehrte Frau Bundesrätin Sommaruga 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Besten Dank für die Möglichkeit, am Vernehmlassungsverfahren teilnehmen zu dürfen.  

Der SGB begrüsst die Ratifizierung der Istanbul-Konvention durch die Schweiz. Wir anerkennen, 
dass die Schweiz ihre Bewohnerinnen und Bewohner schon heute durch verschiedene kantonale 
und nationale Massnahmen vor häuslicher und geschlechtsspezifischer Gewalt schützt. Mit der 
Ratifizierung der Istanbul-Konvention bekennt sich die Schweiz zum Ziel, Frauen und Mädchen 
wirkungsvoll vor geschlechtsspezifischer Gewalt zu schützen, gibt den einzelnen Massnahmen 
einen umfassenden Rahmen und verpflichtet sich, vorhandene Lücken zu schliessen.  

Der SGB empfiehlt, die aus der Ratifizierung der Istanbul-Konvention entstehende Verpflichtung 
rasch umzusetzen und bestehende Lücken zu schliessen. So genügt beispielsweise die Anzahl 
Plätze in Frauenhäusern den Anforderungen der Konvention (Art. 23) nicht und es besteht drin-
gender Handlungsbedarf: Bei einer durchschnittlichen Auslastung von 70-90% werden Frauen 
zum Teil wegen Vollbelegung abgewiesen. 2013 konnten rund 600 Frauen nicht in einem Frau-
enhaus in der eigenen Region aufgenommen werden, mehr als die Hälfte davon fand gar keinen 
Platz in einem Frauenhaus und musste auf alternative Notunterkünfte ausweichen, die ihren 
Schutz nicht gewährleisten konnten (Grundlagenbericht Ist- und Bedarfsanalyse Frauenhäuser 
Schweiz , Infras im Auftrag der SODK, 2014). Desweitern empfehlen wir auch die Weiterverfol-
gung des Projekts einer schweizweiten telefonischen Beratung (Art. 24) sowie den niederschwel-
ligen Zugang zu Krisenzentren nach Art. 25. Diese Zentren müssen ihre Beratungsangebote 
möglichst auch in der Muttersprache der betroffenen Opfer anbieten, besonders wenn eine aus-
länderrechtliche Problematik besteht.  

Weiteres Augenmerk ist auf Art. 39 Bst. b zu legen: Zwar deckt das Schweizerische Strafrecht 
den Straftatbestand der Zwangssterilisierung ab. Diese wird jedoch trotzdem meistens zur Be-
dingung für eine Geschlechtsanpassung von Trans*menschen gemacht. Diese Praxis muss im 
Hinblick auf Erfüllung von Art. 39 Bst. b zwingend geändert werden.  

 

Bern, 7. Januar 2016

Bundesamt für Justiz 
Sekretariat ÖFFR 
Bundesrain 20 
3003 Bern 
 
 
 
E-mail: anita.marfurt@bj.admin.ch 
 

mailto:anita.marfurt@bj.admin.ch


Wir empfehlen die Vorbehalte mit grösster Zurückhaltung anzubringen. Insbesondere auf den 
Vorbehalt zu Art. 59 Aufenthaltsstatus ist unbedingt zu verzichten und stattdessen ein Rechts-
anspruch auf ein eigenständiges Aufenthaltsrecht für alle Opfer von Gewalt zu verankern. Die 
Angst vor einem Verlust des Aufenthaltsrechts kann Frauen davon abhalten, eine Klage we-
gen häuslicher Gewalt einzureichen.  

Wir sind desweitern der Meinung, dass die Istanbul-Konvention auch auf Fälle von beruflich 
motivierter geschlechtsspezifischer Gewalt gegen Frauen Anwendung finden muss, wie z.B. 
Mobbing und sexueller Belästigung am Arbeitsplatz. Eine entsprechende Analyse auf diese 
Anwendungsfelder ist vom BJ noch durchzuführen. Das gleiche gilt für die Auswirkungen der 
Konvention auf den heute noch nicht geregelten Schutz von Sexarbeiterinnen in der Schweiz.  

Wir bedanken uns für die Berücksichtigung unserer Anliegen. 

Freundliche Grüsse 

SCHWEIZERISCHER GEWERKSCHAFTSBUND 

Paul Rechsteiner Regula Bühlmann 
Präsident Zentralsekretärin 
 

 


